Standige Konferenz der Innenminister Berlin, den 10.12.13
und -senatoren der Lander

- Geschéftsstelle -

Sammlung
der zur Veroffentlichung freigegebenen Beschlusse

der 198. Sitzung

der Standigen Konferenz der Innenminister
und -senatoren der Lander

vom 04.12. - 06.12.2013
in Osnabruck

Hinweise:

Sofern im Folgenden Beschlisse oder andere Dokumente von Arbeitskreisen und
anderen Gremien der IMK bzw. von Bund und Landern nicht ausdrucklich als zur
Veroffentlichung freigegeben gekennzeichnet sind, wird darum gebeten, von
Nachfragen abzusehen, da diese Unterlagen nicht an die Offentlichkeit
weitergegeben werden konnen.

FUr Beschlisse anderer Fachministerkonferenzen gelten die dortigen Vorgaben zur
Handhabung dieser Unterlagen.
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vom 04.12. - 06.12.2013 in Osnabriick

1. Bericht Uber den Sachstand im NPD-V erbotsverfahren

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den mindlichen Bericht Niedersachsens zum Sachstand im NPD-
Verbotsverfahren zur Kenntnis.

2. DieIMK begrifd die Einreichung der Antragsschrift beim Bundesverfassungsgericht zur
Einleitung eines NPD-Verbotsverfahrens sowie die hierzu zur Kenntnis genommenen
Ausfuhrungen der Prozessbevollméchtigten, Prof. Dr. Mollers und Prof. Dr. Waldhoff.

3. Die IMK bhittet ihren Vorsitzenden, die MPK hinsichtlich ihrer Berichtshitte auf die
zugeleitete Antragsschrift zu verweisen.
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Handlungsempfehlungen der Bund-Lander-Kommission Rechtsterrorismus;
Bericht der gemeinsamen AG von AK Il und AK IV zur weiteren
Umsetzung

Beschluss:

Die IMK nimmt den Bericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe von AK |1 und AK IV zur
"Umsetzung der Handlungsempfehlungen der Bund-Lander-Kommission
Rechtsterrorismus (BLKR)" (Stand: 05.11.13) (freigegeben) zur Kenntnis.

Sie stellt fest, dass Empfehlungen der BLKR bereits umgesetzt worden sind oder
entsprechende Umsetzungsschritte eingeleitet wurden. Sie verweist dabei insbesondere
auf die Errichtung des "Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrums'
(GETZ), die Fortschreibung des "Leitfadens fir die Zusammenarbeit zwischen Polizel
und Verfassungsschutz® sowie die im Rahmen der von der IMK geforderten
Neuausrichtung des Verfassungsschutzes erstellten Berichte zu den Themen "Personal,
Aus- und Fortbildung, Akademie fur Verfassungsschutz" und "Standardisierung des VP-
Einsatzes'.

Die IMK bittet Bund und L&nder sowie die jeweils genannten Arbeitskreise und Gremien,
die im Bericht dargestellten weiteren Umsetzungsvorschlége sowie Prifauftrage
aufzugreifen und hierliber bis zu ihrer Herbstsitzung 2014 zu berichten. Dies erfolgt unter
Berticksichtigung des 2. PUA-Berichts und den darin  enthaltenen
Handlungsempfehlungen.

Die IMK beauftragt AK 11 und AK IV, anhand der im Bericht vorgestellten Kriterien und
auf Grundlage des vom BMI - unter Beteiligung des AK Il und des AK IV -
erstellten Berichts zu den Auswirkungen des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum
ATDG konkrete Umsetzungsvorschlage fir die von der BLKR empfohlene
Harmonisierung von Ubermittlungsvorschriften zu entwickeln und ihr bis zur
Herbstsitzung 2014 zu berichten.
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noch TOP 2

5. Die IMK bittet den Bundesminister des Innern, die im Bericht enthaltenen Vorschlage
auch bel der Erarbeitung des Entwurfs flr ein neues Bundesverfassungsschutzgesetz zu
berticksichtigen.

6. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die Vorsitzende der Justizministerkonferenz Uber
Beschluss und Bericht zu unterrichten.
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Schwerpunkte des 2. PUA-Berichtes und weiteres Verfahren zur Prifung der
Handlungsempfehlungen

Beschluss:

Der Abschlussbericht des 2. Untersuchungsausschusses der 17. Legidaturperiode des
Deutschen Bundestags ist die bisher umfassendste Bestandsaufhahme von Erkenntnissen
zum NSU-Komplex. Die IMK hélt den Abschlussbericht - nach dem Abschlussbericht
der Bund-Lénder-Kommission Rechtsterrorismus vom April 2013 - fir eine weitere
wesentliche Grundlage fir die sicherheitsbehordliche wie auch fur die parlamentarische
Debatte jetzt notwendiger Malinahmen auf landesinterner, Bund-Lander- sowie
Bundesebene.

Die IMK nimmt den von AK Il und AK IV erstellten ersten Bericht (Stand: 27.11.13)
(freigegeben) zu den Empfehlungen des PUA sowie die sich daraus ergebenen
Handlungsbedarfe und Prifauftrage zur Kenntnis und beauftragt die Arbeitskreise, die
dort angesprochenen Prufauftrdge umzusetzen sowie mit den bereits in Umsetzung
befindlichen Empfehlungen fortzufahren.

Sie beauftragt AK 11 und AK IV, die Forderungen, die sich aus dem Bericht des PUA
ergeben, insbesondere mit Blick auf die noch offenen Punkte, welche Polizel und
Verfassungsschutz gemeinsam betreffen, zu analysieren und ihr zur Frihjahrssitzung
2014 zu berichten. Dies erfolgt unter Berlicksichtigung der Handlungsempfehlungen der
Bund-L &nder-Kommission Rechtsterrorismus.

Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, die Vorsitzende der Justizministerkonferenz Uber
diesen Beschluss zu unterrichten und die gemeinsame Prifung solcher Empfehlungen zu
vereinbaren, die Schnittstellen der Sicherheitsbehtrden mit der Justiz betreffen.
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4. Bericht des BMI zu den Auswirkungen des Urtels des

Bundesverfassungsgerichts vom 24.04.2013, 1 BvR - 1215/07 (ATDG), auf
die Zusammenarbeit und den Austausch von personenbezogenen Daten
zwischen der Polizei und dem V erfassungsschutz

Beschluss:

Die IMK nimmt den vom Bundesministerium des Innern unter Beteiligung von AK I
und AK IV edselten "Bericht zu den Auswirkungen des Urteills des
Bundesverfassungsgerichts vom 24.04.13, 1 BvR - 1215/07 (ATDG), auf die
Zusammenarbeit und den Austausch von personenbezogenen Daten zwischen der Polizei
und dem Verfassungsschutz" (Stand: 24.10.13) (freigegeben) zur Kenntnis.

Sie bittet den Bundesminister des Innern, eine Neufassung der Ubermittlungsvorschrift
des 8 19 des Bundesverfassungsschutzgesetzes entsprechend der Mal3gabe des
Bundesverfassungsgerichts - Urteil vom 24.04.13, 1 BvVR - 1215/07 (ATDG) - bis zur
Herbstsitzung 2014 zu entwickeln und hierzu eine gemeinsame Arbeitsgruppe mit den
Landern enzurichten, um auf dieser Grundlage die entsprechenden Landesgesetze
korrespondierend entwickeln zu kdnnen.
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5. Neuausrichtung des Verfassungsschutzes; Bericht der Arbeitsgruppe
"Personal, Aus- und Fortbildung, Akademie fir Verfassungsschutz"

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den Bericht "Personal, Aus- und Fortbildung, Akademie fir
Verfassungsschutz" (Stand: 15.10.13) (freigegeben) zur Kenntnis. Sie begrifét dabel
insbesondere die Erstellung eines Konzeptes einer modularen Zusatzausbildung fir die
neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit abgeschlossener Berufsaushildung sowie die
Bestimmung von Eckpunkten fir die Durchfihrung von Hospitationen und
Personaltauschmal3nahmen, die in dem spezifischen Aufgabenbereich  der
V erfassungsschutzbehdrden zur erforderlichen Standardisierung der Ausbildung und zur

fortlaufenden Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beitragen.

2. Sie bittet Bund und Lander, die Berichtsergebnisse vor dem Hintergrund der jeweiligen
landesspezifischen Rahmenbedingungen umzusetzen und beauftragt den AK 1V, ihr bis

zur Herbstsitzung 2014 Uber den weiteren Stand zu berichten.

3. Die IMK seht in dem vorgelegten Bericht eine wesentliche Grundlage fir eine
Entwicklung der Schule fur Verfassungsschutz (SfV) zu einer "Akademie fur
Verfassungsschutz" und bittet Bund und Lander, eine entsprechende Umsetzung im

Rahmen der zur Verfligung stehenden Ressourcen einzuleiten.
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6. GTAZ - Arbeitsgruppe Deradikalisierung

- Aktuelle Konzepte und Materidien, dieim Bereich der
| slamismuspréavention und Deradikalisierung eingesetzt werden

- Sachstandsbericht der Lenkungsgruppe der AG Deradikalisierung zur
Beratungsstelle "Radikalisierung" beim BAMF

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den Sachstandsbericht "Aktuelle Konzepte und Materialien, die im
Bereich der Islamismuspravention und Deradikalisierung eingesetzt werden -VS-NfD-"
(Stand: 15.07.13) und den "Sachstandsbericht der Beratungsstelle 'Radikalisierung’ beim
Bundesamt fur Migration und Flichtlinge -VSNfD-" (Stand: 31.07.13) (nicht
freigegeben) zur Kenntnis.

2. Sie begrifdt das Aufzeigen konkreter Handlungsfelder der Deradikalisierungsarbeit und
die Empfehlungen der Lenkungsgruppe fir die Erstellung und Umsetzung der Konzepte
im

- Handlungsfeld A - Qualifizierung,
- Handlungsfeld B - Sensibilisierung und
- Handlungsfeld C - Deradikalisierung.

3. DielMK begrufi die Einrichtung einer zentralen Beratungsstelle fir Angehorige und das
soziale Umfeld sich radikalisierender Muslime.
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7. Gewalt gegen Polizelbeamtinnen und -beamte, Feuerwehrleute und
Rettungskréfte - fortgeschriebenes Lagebild

Beschluss:

1. Die IMK nimmt die im Lagebild 2012 "Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen/-
beamte" (Stand: 31.07.13) (freigegeben) dargestellte aktuelle Entwicklung der Gewalt
gegen Polizeibeamtinnen und -beamte mit grof3er Sorge zur Kenntnis.

2. Im Hinblick auf die im Bundesdurchschnitt gestiegenen Fallzahlen werden Bund und
Lander die Empfehlungen der landeroffenen Arbeitsgruppe des AK Il aus dem
Abschlussbericht "Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte” (Stand: 01.10.12)
(nicht freigegeben) weiterhin umsetzen und dabei insbesondere

- Aus- und Fortbildung weiter optimieren und

- Fuhrungs- und Einsatzmittel konsequent ausbauen.

3. DielMK beauftragt den AK I, bis zur Frihjahrssitzung 2015 die Empfehlungen auf ihre
Wirksamkeit zu Uberprifen und einen entsprechenden Bericht vorzulegen.
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Mal3nahmen zur Bekampfung des Wohnungse nbruchdiebstahls

Beschluss:

Die IMK nimmt den Bericht "Malinahmen zur Bekdmpfung des
Wohnungseinbruchdiebstahls -VS-NfD-" (Stand: 15.07.13) (nicht freigegeben) zur
Kenntnis.

Sie hdlt die erarbeiteten Bekdmpfungsmdglichkeiten und Handlungsempfehlungen,
insbesondere

- gemeinsame kriminalpolitische  Schwerpunktsetzung, einhergehend mit
landesweiten Prioritétenentscheidungen fur den zielgerichteten Krafte- und
Mitteleinsatz zur Bekdmpfung des Wohnungseinbruchsdiebstahl sowie ein
abgestimmtes Vorgehen bei Uberdrtlich und landeriibergreifend handelnden
Téatern und Téatergruppen,

- FErarbeitung und Fortschreibung von Konzepten zur Bekdmpfung des
Wohnungseinbruchs, orientiet an den im  Bericht dargestellten
Bekdmpfungsmoglichkeiten in den Landern und unter Berticksichtigung der
festgestellten relevanten regiona en Besonderheiten,

- Verbesserung der operativen Datenbasis und des operativen Datenaustausches,
- Intensivierung der nationalen Gremienarbeit und

- Einbindung der Wissenschaft und Nutzung wissenschaftlicher Ansdtze zur
Verbesserung des derzeitigen Erkenntnisstands

fUr geeignet, das Phanomen Wohnungseinbruchdiebstahl gezielter bekémpfen zu kénnen
und empfiehlt, diese unter Berlicksi chtigung vorhandener Ressourcen umzusetzen.

Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, die Vorsitzende der Justizministerkonferenz tber
ihren Beschluss zu informieren.

-10 -
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9. Polizelliche Bekdmpfungsstrategie " Cybercrime"

Beschluss:

1. DielMK stellt fest, dass sich das Phénomen Cybercrime dynamisch weiterentwickelt und
von den Sicherheitsbehdrden und den anderen Betelligten auch in den kommenden Jahren
einen erheblichen Ressourcenaufwand fir eine entschlossene préventive und repressive
Bekadmpfung erfordert.

2. Siebeauftragt den AK I, die polizeiliche Strategie zur Bekampfung der luK-Kriminalitét
vor diesem Hintergrund perspektivisch weiter zu entwickeln und ihr dazu zur
Herbstsitzung 2014 einen Bericht vorzulegen.
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10. Menschenhandel / sexuelle Ausbeutung von Kindern

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den Bericht "Menschenhandel/sexuelle Ausbeutung von Kindern
-VS-NfD-" (Stand: 13.08.13) (nicht freigegeben) zur Kenntnis.

Sie hdlt die Vorschldge im Bericht fir geeignet, zum "Menschenhandel zum Zweck der

(kommerziellen) sexuellen Ausbeutung von Minderjahrigen” ene verbesserte
Lagedarstellung zu erhalten und die Phénomene durch die vorgeschlagenen MalZnahmen
noch zielgerichteter bekéampfen zu kénnen.

Die IMK begrifét insbesondere

die Erweterung des Bundeslagebildes "Menschenhandel” in der im Bericht
vorgeschlagenen Struktur, mit der perspektivischen Zielsetzung nach dem Prinzip
der Einmalerfassung die relevanten Daten auch fur die Erstellung des Lagebildes zu
nutzen,

eine Prifung des Anpassungsbedarfs der polizeillichen Aufbau- und
Ablauforganisation im Hinblick auf die neuen Straftatbesténde bei Umsetzung der
EU-Richtlinie 2011/36/EU in national es Recht,

eine wissenschaftliche Aufarbeitung " Ausbeutung von Minderjahrigen”,

einen intensiven Informationsaustausch an "Runden Tischen" unter Einbeziehung
ortlicher Behdrden und Nichtregierungsorganisationen (NRO),

die Sensibiliserung und Fortbildung sowohl von Polizei, externen Behérden und
NRO sowie

intensive Kontrollmaf3nahmen aller zusténdigen Behorden.

Sie bittet Bund und Lé&nder, die im Bericht genannten externen Kooperationspartner

entsprechend der polizeilichen Handlungsoptionen einzubinden.

-12 -
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11. Menschenhandel und Zwangsprostitution wirksam bek&mpfen, Opferschutz
stérken, legale Prostitutionsstéatten Uberwachen

Beschluss:

1. DielMK bittet den Bundesminister des Innern, umgehend eine sachgerechte Umsetzung
der Richtlinie 2011/36/EU des Européi schen Parlaments und des Rates vom 05.04.11 zur
Verhitung und Bekampfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie
zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/J1 des Rates in die Wege zu leiten.

a)

b)

d)

Sieist sich darliber hinaus einig, dass

es notwendig ist, fur alle Arten von Prostitutionsstétten, auch fir die
Wohnungsprostitution, zumindest eine Anzeigepflicht einzufihren,

das Problem der Wohnungsprostitution gelost werden muss, da
Prostitutionsstéttenbetreiber und -betreiberinnen, bei denen die maximale
Gewinnerzielung im Vordergrund steht, erst recht in die Wohnungsprostitution
ausweichen werden, wenn dieser Bereich ungeregelt bleibt,

die Erfordernisse an die Raumlichkeiten der Prostitutionsstéite, an die Person der
Betreiberin oder des Betreibers, an die Person der oder des Prostituierten sowie an
den Arbeits-, Sicherheits-, Jugend- und Gesundheitsschutz geregelt werden miissen,
wobei sicherzustellen ist, dass eine namentliche Anmeldung der oder des
Prostituierten vorgeschrieben, gleichzeitig aber ein umfassender und wirksamer
Datenschutz garantiert ist und dass die Betreiberin oder der Betreiber einer
Prostitutionsstdite zur Rechnungslegung gegentiber selbststéndigen Prostituierten
verpflichtet ist,

die Starkung der Opfer von Menschenhandel in den Vordergrund gestellt werden
muss, ohne dabel die konsequente Bestrafung der Tater aufl3er Acht zu lassen.
Insbesondere ist dabel das Aufenthaltsrecht fur die betroffenen Frauen unter
Berticksichtigung ihres Beitrags zur Aufklarung, ihrer Mitwirkung im Strafverfahren
sowie ihrer personlichen Situation zu verbessern, damit sie sich friihzeitig und aktiv
als Opfer von Menschenhandel zu erkennen geben kdnnen, aber auch die Verfolgung
der Tater und somit die Vermeidung einer grofReren Zahl an Opfern gewahrleistet
werden kann.

-13-
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nochTOP 11

Protokollnotiz HB und RP:
Bremen und Rheinland-Pfalz halten an der Erlaubnispflicht fur Prostitutionsstétten fest.

Protokollnotiz HB:

Bremen ist weiterhin der Auffassung, dass die legale Prostitution im Sinne des Gesetzes zur Regelung der
Rechtsverhdltnisse der Prostituierten (Prostituiertengesetz — ProstG) dem nicht stérenden Gewerbe zuzurechnen
ist.
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12. Soziale Netzwerke ; Offentlichkeitsfahndung

Beschluss:

Die IMK nimmt den Abschlussbericht der  Bund-Lénder-Projektgruppe
"Offentlichkeitsfahndung in sozialen Netzwerken" (Stand: 22.08.13) (nicht freigegeben)
zur Kenntnis.

Sie erkennt, dass die Nutzung sozialer Netzwerke die polizeilichen Moéglichkeiten zur
Offentlichkeitsfahndung ~ erweitert, deren Erfolgsaussichten wesentlich  erhoht,
einen zeitgemal3en Fahndungsansatz in der heutigen Informationsgesellschaft bietet und
in diesem Zusammenhang eine sinnvolle Ergénzung zu den herkdbmmlich genutzten
Medien darstellen kann.

Die IMK stellt fest, dass die Durchfilhrung der Offentlichkeitsfahndung in sozialen
Netzwerken nach geltendem Recht grundsétzlich zuléssig ist und bereits von mehreren
Landern sowie dem BKA angewandt wird. Sie begrif¥, dass sich die
Justizministerkonferenz derzeit mit einer Anpassung relevanter Richtlinien befasst.

Sie hdlt die in dem Abschlussbericht genannten Handlungsempfehlungen, Anwendungs-
und Nutzungshinweise fir eine geeignete Grundlage zur Durchfihrung von
Offentlichkeitsfahndungen in sozialen Netzwerken und empfiehlt Bund und Landern,
diese zu berlicksichtigen.

Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, diesen Beschluss sowie den Bericht
"Offentlichkeitsfahndung in sozialen Netzwerken" (Stand: 22.08.13) der Vorsitzenden
der Justizministerkonferenz zuzuleiten.
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13. Optische und akustische Unterstiitzungssignale FuStw - "FLASHER" (Roter
Blitz) und "YELP-Ton"

Beschluss:

1. Die IMK ist der Auffassung, dass die neuen Unterstiitzungssignae "Roter Blitz
(FLASHER)" und "Y ELP-Ton" zur Erhéhung der Eigensicherung bei Anhaltevorgangen
beitragen kénnen.

2. Sie stellt fest, dass mit der Rechtsdnderung der StVZO zum 01.08.13 die Einfuhrung
beider Unterstiitzungssignale moglich ist.

3. DieIMK ist der Auffassung, dass eine einheitliche Verfahrensweise und Umsetzung in
Bund und Landern anzustreben und dass bei der Umsetzung eine intensive
Offentlichkeitsarbeit durch den Bund und in den Landern notwendig ist.
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14. Begleitung von Grol¥aum- und Schwertransporten;

Entlastungsmadglichkeiten fur die Polizel

Beschluss:

Die IMK nimmt den Sachstandsbericht "Entlastungsmoglichkeiten fir die Polizei im
Zusammenhang mit Grofraum- und Schwertransporten (GST) zur Umsetzung der
Empfehlungen aus dem Bericht der ressortibergreifenden Bund-Lander-Arbeitsgruppe
des BLFA-StVO/OWi und des UA FEK (AG VPA) vom 4. Mai 2011" (Stand: 05.08.13)
(freigegeben) zur Kenntnis.

Sie nimmt insbesondere zur Kenntnis, dass nunmehr die Befassung mit der
Thematik in den Gremien der Verkehrsressorts forciert worden ist, um insbesondere die
Uberarbeitung der Regelplane und die Bestimmungen fir private Begleitfahrzeuge bei
GST zum Abschluss zu bringen.

Die IMK beauftragt den AK I, ihr zu seiner Frihjahrssitzung 2014 Uber den dann
aktuellen Sachstand erneut schriftlich zu berichten.

Die IMK bhittet ihren Vorsitzenden, diesen Beschluss sowie den Sachstandsbericht
"Entlastungsmdglichkeiten fur die Polizei im Zusammenhang mit Grofdraum- und
Schwertransporten (GST) zur Umsetzung der Empfehlungen aus dem Bericht der
ressortibergreifenden Bund-Lander-Arbeitsgruppe des BLFA-StVO/OWi und des UA
FEK (AG VPA) vom 4. Ma 2011" (Stand: 05.08.13) dem Vorsitzenden der
Verkehrsministerkonferenz zuzuleiten.
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15. Zertifizierung privater Sicherheitsunternehmen

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den "Abschlussbericht der l|anderoffenen Arbeitsgruppe der IMK
‘Zertifizierung privater Sicherheitsunternehmen™ (Stand: 09.08.13) (freigegeben), der
verschiedene Mdaglichkeiten aufzeigt, qualitdtssichernde Standards fir das private
Sicherheitsgewerbe rechtsverbindlich vorzugeben, zur Kenntnis.

2. Sie hdt es fur erforderlich, die Anforderungen an Unternehmen im privaten
Sicherheitsgewerbe durch Anderungen im Gewerberecht zu erhthen. Im Rahmen des
rechtssystematisch Moglichen sind in 8§ 34a GewO bzw. in der Bewachungsverordnung
personenbezogene  Anforderungen  (Erweiterung des  Erfordernisses  eines
Sachkundenachweises, Aufstockung des Sachkunde- und Unterrichtungsnachweises)
sowie die Pflicht zur regelméldigen Zuverlassigkeitsiiberprifung aufzunehmen.

3. Die IMK gtellt fest, dass der Ordnerdienst bei Grof3veranstaltungen Gegenstand des
Sachkundenachwei ses von dort eingesetztem Sicherheitspersona werden muss. Auch das
in FuRballstadien eingesetzte Sicherheitspersonal unterliegt spezifischen Anforderungen,
flr das es besonders qualifiziert werden muss.

4. Die IMK bhittet den BMI, sich innerhalb der Bundesregierung flr eine entsprechende
Rechtsanderung einzusetzen.

5. Der von der IMK mit Beschluss vom 08./09.12.11 zu TOP 8 bestétigte Kriterienkatalog
ist  im Rahmen der laufenden Uberarbeitung der DIN-Norm 77200
"Sicherungsdienstleistungen - Anforderungen™ zu berticksichtigen. Die IMK ist der
Auffassung, dass eine im Sinne der IMK Uberarbeitete DIN 77200 grundsétzlich die
Grundlage einer qualitdtssichernden Zertifizierung privater Sicherhetsunternehmen
bilden kann und offentliche Auftraggeber kinftig grundsétzlich nur noch Unternehmen
beauftragen sollten, die von akkreditierten Zertifizierungsstellen zertifiziert worden sind.
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6. Die IMK spricht sich dafir aus, dass Bund und Lander bei der Ausschreibung
Offentlicher Auftrége an private Sicherheitsdienste stets die Mdglichkeit prifen,
qualitétssichernde Standards als Voraussetzung bzw. vorteilhaft zu berticksichtigendes
Kriterium einer Auftragsvergabe in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen.

7. Sie spricht sich ferner dafiir aus, regelmafig bei der Uberpriifung der Zuverlassigkeit von
Wachpersonen von der Mdaglichkeit der Abfrage des nachrichtendienstlichen
Informationssystems bel der zustandigen Landesbehtrde fur Verfassungsschutz nach
8 9 Absatz 2 Satz 2 BewachV Gebrauch zu machen.

8. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, den Bericht sowie diesen Beschluss dem
Vorsitzenden der WMK sowie der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbande
Zu Ubersenden.
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16. EU-Rahmenbeschluss Uber die Akkreditierung von Anbietern kriminal-
technischer Dienste - Umsetzungsstand

Beschluss:

1. DielMK nimmt den Bericht "Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2009/905/J1 des Rates
der Europdischen Union vom 30.11.2009 Uber die Akkreditierung von Anbietern
kriminaltechnischer Dienste, die Labortétigkeiten durchfuhren" (Stand: 16.09.13) (nicht
freigegeben) zur Kenntnis.

2. Sie begrifdt die bereits umgesetzten Schritte und beauftragt den AK 11, die Bemihungen
zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses fortzufihren und im Herbst 2014 erneut zu
berichten.

-20-



Sammlung
der zur Veroffentlichung frelgegebenen Beschllisse
der 198. Sitzung der Sténdigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lander
vom 04.12. - 06.12.2013 in Osnabriick

17. Einflhrung und Betrieb des nationalen Waffenregisters

Beschluss:

1. DielMK nimmt den "8. Sachstandbericht - Nationales Waffenregister" (Stand: 22.08.13)
(freigegeben) einschliefdlich der Berichterstattung zum Betrieb des NWR und den
"Zwischenbericht zum Stand der Evauierung der Recherchemdglichkeiten des NWR"
(Stand: 20.08.13) (freigegeben) zur Kenntnis.

2. Sie beauftragt den AK II, unter Einbeziehung der Ergebnisse der BL AG NWR und unter
angemessener Beteiligung des AK | zur Frihjahrskonferenz 2014 zum Betrieb des NWR
sowie zu den Erforderlichkeiten, Potentialen und den absehbaren Aufwanden bei einem
moglichen weiteren Ausbau des National en Waffenregisters zu berichten.
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18. Waffenrecht

Beschluss:

1. Die IMK bittet den Bundesminister des Innern, in Abstimmung mit dem Fachbeirat
Schief3sport und weiteren waffentechnischen und kriminalpolizeilichen Experten zu
prifen,

- 0ob und inwieweit bestimmte Schusswaffen/Munition unter Beriicksichtigung der
Deliktsrelevanz vom sportlichen Schief3en ausgeschl ossen werden sollten;

- wie der private Besitz von Schusswaffen weiter reduziert und auf das tatséchlich
notwendige Bedurfnis beschrankt werden kann.

2. Sie bittet den Bundesminister des Innern, ihr zur Herbstsitzung 2014 tber den Stand zu
berichten.

3. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, diesen Beschluss dem Vorsitzenden der
Sportministerkonferenz zuzuleiten.

ProtokollnotizBY::

Bayern verweist auf den Prifungsprozess von 2009 und sehen keine Notwendigkeit fr eine erneute Priifung.
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19. Verbesserung des Schutzes vor beharrlichen Nachstellungen (Stalking)

Beschluss:

Die IMK begrifd, dass mit Inkrafttreten des "Gesetzes zur Strafbarkeit beharrlicher
Nachstellungen (40. StrAndG) vom 22.03.07" ein wesentlicher Schritt getan wurde, um
die offentliche Sensibilitdt fur diesen Bereich zu erhéhen und den Schutz der Opfer vor
Nachstellungen zu verbessern.

Sie stellt fest, dass die Ausgestaltung des sogenannten Stalking-Paragraphen (8 238
StGB) den typischen Unrechtsgehalt der Nachstellung wirklichkeitsgetreu abbilden muss,
um zum einen ein friheres Einschreiten der Strafverfolgungsbehérden und zum anderen
einen effizienteren Schutz der Opfer zu ermdglichen.

Die IMK sieht daher den Bedarf, die rechtlichen Mdglichkeiten der Strafverfolgung und
der Opferhilfe in diesem Bereich zu verbessern. Insbesondere hédlt sie eine neue
Ausgestaltung der Strafnorm vom derzeitigen Erfolgsdelikt zum Gefahrdungsdelikt sowie
eine Strafverschéarfung fur sachgerecht.

Sie spricht sich dafir aus, dass weitere Gesetzesinitiativen der Intervention mit dem Ziel
der Freiheitsentziehung fur den Téater geprift werden, wie etwa die Erweiterung des
§ 112a StPO um den Haftgrund des Grundtatbestands des § 238 Abs. 1 StGB, um
frihzeitig sowohl Eskalationen der Nachstellungshandlungen zu unterbrechen als auch
Zuwiderhandlungen gegen gerichtliche Anordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz zu
beenden. Damit soll der notwendige Schutz fur Stalking-Opfer realitétsgerecht optimiert
werden.

Die IMK hélt die Prifung einer Anpassung des Opferentschadigungsgesetzes im Sinne
eines ganzheitlichen Opferschutzes dahingehend fur sinnvoll, dass auch beharrliche
Nachstellungen einem tétlichen Angriff gleich stehen und dadurch erlittene psychische
Schéden ausgeglichen werden kénnen.
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noch TOP 19

6. Sie bittet Ilhren Vorsitzenden, diesen Beschluss der Vorsitzenden der
Justizministerkonferenz mit der Zielrichtung der Befassung der Bundesregierung zur
Kenntnis zu geben.
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20. Weiterentwicklung der DHPol

Beschluss:

1. Die IMK begrifd die institutionelle Akkreditierung durch den Wissenschaftsrat und
bekraftigt den Anspruch der Tréger, dass die Leistungen der DHPol in Lehre und
Forschung anerkannten wissenschaftlichen M al3stében entsprechen.

2. Die IMK ekennt an, dass ihrem Beschluss vom 06.06.97 zur Beachtung der
Kostenneutralitét im Rahmen des Hochschulwerdungsprozesses entsprochen wurde. Sie
nimmt die fur eine Akkreditierung erforderliche Auflage des Wissenschaftsrates - die
Einrichtung einer weiteren Professur - zur Kenntnis und stellt fest, dass bei Erflllung
dieser Auflage an dem Ziel der Kostenneutralitét nicht festgehalten werden kann.

3. Sie beauftragt den AK I1I, den Einstieg in die Umsetzung der Empfehlungen des
Wissenschaftsrates vorzubereiten und dabel  grundsétzlich solche Mal3nahmen
vorzusehen, die ohne zusétzliche Kosten fir die Tréger zu realisieren sind. Der IMK ist
bis zur Herbstsitzung 2014 erneut zu berichten.

4. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, den Vorsitzenden der FMK Uber diesen
Beschluss zu unterrichten.

Protokollnotiz BMI, SN und ST:

Samtliche finanzwirksamen Zusagen im Rahmen der Umsetzung der Empfehlungen des Wissenschaftsrats
stehen unter dem Vorbehalt der Verfligbarkeit von Haushaltsmitteln.

Protokollnotiz SN:

Sachsen geht davon aus, dass die Einleitung jeglicher Umsetzungsmal3nahmen der Zustimmung der IMK bedarf.
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21. Polizeiliche Nachwuchsgewinnung im Lichte des demografischen Wandels

Beschluss:

1. Bund und Lander als Arbeitgeber entwickeln bereits seit Jahren in Anbetracht des
demographischen Wandels Konzepte zur polizeilichen Nachwuchsgewinnung und stehen
dabel in einem besonderen Konkurrenzverhdltnis untereinander und auch zu sonstigen
Arbeitgebern. Vor dem Hintergrund steigender Pensionierungszahlen und tendenziell
sinkender Schulabgangszahlen wird sich der Konkurrenzdruck zwischen den
Arbeitgebern erheblich verscharfen. Daher hdlt es die IMK fur erforderlich, die
entsprechenden Entwicklungskonzepte und Handlungsempfehlungen in Bund und
Landern konsequent fortzuentwickeln und im Sinne von "best-practice-Beispielen”
untereinander auszutauschen.

2. Siebeauftragt den AK 11, bis zur Frihjahrskonferenz 2014 einen Bericht zur polizeilichen
Nachwuchsgewinnung zu erstellen.
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22. Deutsche Beteiligung an international en Polizeimissionen Polizeieinsatz in
Afghanistan

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den vierten erganzenden Bericht der Bund-Lander-Arbeitsgruppe
Internationale Polizeimissionen (AG IPM) zur "Evaluierung des bisherigen Einsatzes in
Afghanistan einschliefdlich Bewertung der Entwicklung der Sicherheitslage fir die
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten nach dem Abzug der internationalen
Kampftruppen" (Stand: 01.11.13) (nicht freigegeben) zur Kenntnis. Sie unterstitzt
weiterhin die Planungen zur Personagestaltung und zu den beabsichtigten

Schwerpunktsetzungen.

2. Sie gtellt fest, dass dieser Einsatz - insbesondere vor dem Hintergrund der Ubergabe der

Verantwortung an die afghanische Regierung - weiterhin grof3es personliches
Engagement und Verantwortung erfordert und der fortgesetzten gemeinsamen

Anstrengung
aller Beteiligten bedarf.

3. Die IMK beauftragt die AG IPM, den Einsatz der deutschen Polizel in Afghanistan -
unter besonderer Berticksichtigung der Sicherheitslage - weiterhin zu evaluieren und der

IMK Uber wesentliche Anderungen zu berichten.

4. Zudem beauftragt die IMK die AG IPM, Informationen Uber die Planungen und
gegebenenfalls schon eingel eiteten Mal3nahmen zur Realisierung eines sicheren Einsatzes
deutscher Polizeivollzugsbeamter in Afghanistan ab 2015 der IMK zur Herbstsitzung

2014 vorzulegen.
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23. Bericht aus dem nationalen Cyber-Sicherheitsrat und der
AG Cybersicherheit

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den Bericht Hessens (Stand: 25.11.13) (nicht freigegeben) aus dem
nationalen Cyber-Sicherheitsrat und zu den Ergebnissen und Planungen der |anderoffenen
Arbeitsgruppe "Cybersicherheit” zur Kenntnis und bittet, zur Frihjahrssitzung 2014
erneut zu berichten.

2. DieIMK bhittet ihren Vorsitzenden, zwischen der léanderoffenen AG Cybersicherheit und
der Kooperationsgruppe Informationssicherheit des IT-Planungsrates sowie dem
Vorsitzenden des AK V auch fur das Jahr 2014 eine Abstimmung der Auftrage und
Ergebnisse herbei zuf ihren, um Synergien zu erzielen und Doppelarbeit zu vermeiden.
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24. Bericht aus dem I T-Planungsrat

Beschluss:

Die IMK nimmt den Bericht des Ansprechpartners der IMK fir den IT-Planungsrat Uber die
Sitzung des IT-Planungsrates vom 06.06.13 und vom 02.10.13 (Stand: 01.11.13)
(freigegeben) zur Kenntnis.
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25. Verbesserung |andertibergreifender Kooperationen bei I T-Verfahren

Beschluss:

1. Unter Hinweis auf das durch den IT-Planungsrat erstellte Eckpunkte- und Strategiepapier
zur Forderung der 1T-Kooperation beauftragt die IMK den AK VI unter Beteiligung der
Arbeitskreise I, II, IV und V, Moglichkeiten zur Verbesserung landertibergreifender
Kooperationen bei IT-Verfahren zu prifen und das Ergebnis als Beitrag ener
Fachministerkonferenz gemad 8 1 Absatz 6 IT-Staatsvertrag fur die Arbeit des IT-
Planungsrates der IMK vorzuschlagen.

2. Sie beauftragt den Arbeitskreis VI, Uber das Ergebnis einer ersten Prufung zur
Fruhjahrs-IMK 2015 zu berichten.
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26. Bericht des Landervertreters im JlI-Rat der EU

Beschluss:

Die IMK nimmt den Bericht Bremens zur Landervertretung im Rat der Justiz- und
Innenminister von April bis November 2013 (Stand: 13.11.13) (freigegeben) zur Kenntnis.

-31-



Sammlung
der zur Veroffentlichung frelgegebenen Beschllisse
der 198. Sitzung der Sténdigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Lander
vom 04.12. - 06.12.2013 in Osnabriick

27. Post-Stockholm-Prozess

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den mindlichen Bericht des Bundesministeriums des Innern zum Post-
Stockholm-Prozess zur Kenntnis.

2. DielMK beauftragt den AK | unter Einbeziehung weiterer betroffener Arbeitskreise, auf
der Basis des am 03.12.13 beschlossenen Orientierungsrahmens eine umfassendere
gemeinsame Léanderposition as Beitrag fur den Post-Stockholm-Prozess der
Européischen Union kurzfristig zu erarbeiten.
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28. EU-Fluchtlingspolitik

Beschluss:

1. Die IMK unterstiitzt die Zielsetzung der EU, mit dem Gemeinsamen Européischen
Asylsystem (GEAS) einen gemeinsamen Raum fir Schutz und Solidarité zu
gewéhrleisten und ist der Auffassung, dass dieses Ziel nur durch ein hohes Mal3 an
Solidaritét der Mitgliedstaaten untereinander erreichbar ist.

2. Sie hdlt es fur erforderlich, dass die vereinbarten EU-Rechtsvorschriften Uberal
gleichermal3en umgesetzt werden, damit dieses gemeinsame System reibungslos und
einheitlich funktioniert und deshalb die bestehenden grof3en Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten der Europaischen Union bel der Aufnahme von Schutzsuchenden
konsequent abgebaut werden und nach gleichen Standards in der Praxis verfahren wird.

3. Die IMK stellt fest, dass konsequente Mal3nahmen ergriffen werden sollten um das
Risiko zu minimieren, dass Menschen auf dem Seeweg nach Europa ihr Leben verlieren.
Sie erwartet von der Bundesregierung, dass sie sich in enger Abstimmung mit den
anderen Mitgliedstaaten und der Europdischen Kommission fir die Starkung der
Aktivitdten von FRONTEX im Mittelmeer und an den stdostlichen Grenzen der EU
sowie fir eine effizientere Nutzung der diesbeziiglich zur Verfugung stehenden Mittel
einsetzt. Be diesen Malnahmen muss konsequent auf die Einhatung
menschenrechtlicher und humanitérer Standards geachtet werden. Der Grundsatz der
Nichtzurickweisung und die Pflicht zur Seenotrettung missen umfassend geachtet
werden.
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4. Sie sieht dle EU-Mitgliedstaaten hinsichtlich der Aufnahme von Flichtlingen in der
Pflicht, im Rahmen ihrer M6glichkeiten Solidaritét zu zeigen und Hilfestellung zu leisten
und west darauf hin, dass sich Deutschland durch  vielféltige
Fllchtlingsaufnahmeprogramme, z. B. Resettlementprogramme, 2.500er Kontingent for
Irak-Flichtlinge, 5.000er Kontingent fur Syrien-Flichtlinge mit erganzenden Aktionen
der Lander fur den Verwandtennachzug zusétzlich zur Aufnahme eines grof3en Anteils
der irreguld nach Europa einreisenden Asylsuchenden zu dieser Verantwortung bekennt.
Sie weist darauf hin, dass es sich hierbei um einen fortdauernden Prozess handelt, well
konkrete Krisensituationen - wie zum Beispiel in Syrien - immer unter dem Aspekt
maoglicher zusétzlicher Hilfsaktionen betrachtet werden miissen.

5. Siebhittet ihren Vorsitzenden, diesen Beschluss der Bundesregierung und der Integrati-
onsministerkonferenz zuzuleiten.
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29. Rechtsmittel in Eilrechtsschutzverfahren bei Uberstellungen von Asylan-
tragstellern im Rahmen des Dublin-Verfahrens

Beschluss:

1. DielMK ist der Auffassung, dass die gerade neu geschaffene Regelung des § 34a Absatz
2 AsylVIG den Vorgaben der EU-AsylZustVO und des Bundesverfassungsgerichtes
entspricht. Sie hélt es fir erforderlich zu beobachten, wie sich diese Anderung in der
Praxis auswirken wird.

2. Sie beauftragt den AK |, der IMK zu berichten, sobald gesicherte Erkenntnisse Uber die
praktischen Auswirkungen und die Rechtsprechung vorliegen.

Protokollnotiz BW:

In Baden-Wirttemberg liegt bereits jetzt eine divergierende Rechtsprechung von Verwaltungsgerichten in
Rickfuhrungsféllen nach Dublin I (z. B. nach Ungarn) vor, die eine Rechtsdnderung notwendig macht.
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30. Aufnahme syrischer Flichtlinge

- Waeitere Vorgehenswei se hinsichtlich der Aufnahme

- Aufnahme weliterer syrischer Schutzbedirftiger gemaR 8§ 23 Absatz 2
Aufenthaltsgesetz

Beschluss:

Die IMK bittet den Bundesminister des Innern, sich weiterhin fir eine gesamteuropaische
Aufnahmeaktion von syrischen Fluchtlingen einzusetzen.

Die IMK verstandigt sich darauf, das bestehende Kontingent fir die Aufnahme syrischer
Fltchtlinge zu verdoppeln. Sie bittet daher den Bundesminister des Innern, eine erneute
Anordnung zur Aufnahme weiterer syrischer Flichtlinge in Deutschland geméld § 23
Absatz 2 Aufenthaltsgesetz zu treffen und dabel das Kriterium verwandtschaftlicher
Beziehungen zu in Deutschland Iebenden Familienangehdrigen verstarkt zu
berticksichtigen.

Die IMK wird im Frthjahr 2014 die Situation syrischer FlUchtlinge erneut Uberprifen.

Sie bittet ihren Vorsitzenden, gemeinsam mit A- und B-Sprechern mit den kommunalen
Spitzenverbanden Gesprache tber die Unterbringung und Integration von Flichtlingen zu
fahren.
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31. Ruckfuhrungen nach Kosovo - Fortfihrung des "Zentralstellenverfahrens'
der Lander

Beschluss:

1. Die IMK nimmt zur Kenntnis, dass die L&nder Nordrein-Westfalen und Baden-
Wirttemberg die Zentralstellenfunktion fur Rickfuhrungen in die Republik Kosovo ab
01.01.14 nicht mehr wahrnehmen werden. Sie dankt den Landern Baden-Wirttemberg
und Nordrhein-Westfalen fir die bisher freiwillig gel e stete Unterstiitzung.

2. DielMK beauftragt den AK | unter Beteiligung des Bundes, sechs Monate nach Aufgabe
dieser Funktion durch die beiden Lander zu Uberprifen und zu evaluieren, ob das
Ruckfuhrungsverfahren in die Republik Kosovo ohne Zentrastellen praktikabel
durchfihrbar ist.
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32. Ruckfuhrung nach Afghanistan

Beschluss:

1. Die IMK beobachtet die Entwicklung der riickfuhrungsrelevanten Situation hinsichtlich
Afghanistan mit grof3er Aufmerksamkeit.

2. Sie ist der Auffassung, dass die bestehende Beschlusslage aus dem Jahr 2005 unter
Berlcksichtigung des tatsachlichen Verwaltungsvollzuges sowie der aktuellen
Entwicklung vor Ort - insbesondere in Folge des Abzugs der auslandischen Streitkréfte -
einer Uberprifung und Neubewertung bedarf.

3. DielMK bittet deshalb das BMI, in Abstimmung mit dem Auswéartigen Amt, rechtzeitig
vor der FrohjahrssIMK 2014 enen Bericht Uber die sicherheitss und
abschiebungsrelevante Situation vorzulegen.

4. Sieist der Auffassung, dass zwangsweise Ruckfihrungen nach Afghanistan bis zu einer
Neubewertung der ruckfuhrungsrelevanten Situation weiterhin nur nach umfassender
Einzelprifung erfolgen sollen.

Protokollnotiz RP:

In Folge des Abzugs der audandischen Truppen steht eine weitere Verschlechterung der
Sicherheitslage in Afghanistan zu befirchten. Bereits zum jetzigen Zeitpunkt wird von einer Ausweitung der
Konfliktgebiete und einer verstarkten Gefahr der Zwangsrekrutierung junger Manner durch militante Gruppen
gesprochen. Bis zu einer abschliefenden Befassung der IMK zur Klérung der Frage, ob zwangsweise
Ruckfuhrungen nach Afghanistan zukinftig noch vertretbar sind, sollten nur Abschiebungen von Straftétern und
Geféhrdern erfolgen und auch dies nur, sofern ihnen nicht Folter oder Tod drohen.
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33. Resettlement-Programm

Beschluss:

Die IMK setzt sich fUr die Fortsetzung, Verstetigung und quantitative Erweiterung des
Resettlement-Programms bis spétestens 2015 ein.
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34. Reformationstag 2017

Beschluss:

Die IMK bittet das BMI, sich innerhalb der Bundesregierung daflr einzusetzen, die
gesetzliche Regelung in § 58 Absatz 3 SGB XI dahingehend klarzustellen, dass sich die
Erhebung des Reformationstages 2017 zum gesetzlichen Feiertag nicht auf die paritétische
Beitragszahlung zur Pflegeversicherung auswirkt.
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35. Wiedereinfiihrung eines bundesweit einheitlichen Presseausweises

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den mindlichen Bericht des Bundesministeriums des Innern zur
Kenntnis.

2. DielMK bittet ihren Vorsitzenden, im Hinblick auf die Einfihrung eines einheitlichen
Presseausweli ses mit dem Sprecher des Deutschen Presserates Gespréche zu fuhren.
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36. Katastrophenschutz im Zivilschutz

Beschluss:

1. Die IMK sieht in dem "Konzept fUr die ergdnzende Ausstattung des Bundes fir den
Katastrophenschutz der Lander" (Stand: Mai 2007) eine wesentliche Grundlage fur die
K ooperation zwischen Bund und Landern im Zivil- und Katastrophenschutz.

2. Siestellt fest, dass der Bund sich verpflichtet hat, jahrlich mindestens 57 Millionen Euro
fur den Bevolkerungsschutz zur Verfigung zu stellen. Hieraus werden vom Bund
Fahrzeuge fur den erganzenden Katastrophenschutz beschafft und an die Lander
Ubergeben. Durch den erneuten Rickgang der Haushaltsansétze des Bundes kdnnen
erforderliche Investitionen, wie die Auslieferung von Fahrzeugen an die Lander, nicht
erfullt werden.

3. Die IMK bittet den Bundesminister des Innern, sich dafir einzusetzen, dass ab dem
Haushaltsahr 2014 die Ansdtze im Bundeshaushalt wieder auf das erforderliche und
vereinbarte Mal} erhdht werden.
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37. Umsatzbesteuerung der interkommunal en Zusammenarbeit

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den Sachstand zur Entwicklung von Loésungsstrategien fur die
Freistellung der interkommunaen Zusammenarbeit von der Umsatzsteuer mit Sorge zur
Kenntnis.

2. Die IMK ist der Auffassung, dass die interkommunae Zusammenarbeit steuerrechtlich
nicht behindert werden darf. Sie lehnt daher eine umsatzsteuerliche Belastung
kommunaler Beistandsl eistungen ab.

3. DielMK bittet den Bundesminister des Innern, sich sowohl auf Bundes- als auch auf EU-
Ebene fur eine umfassende Freistellung kommunaler Belstandsleistungen von der
Umsatzsteuer einzusetzen.
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38. 1. bundesweiter "24-Stunden-Blitz-M arathon"

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den "Bericht zum 1. bundesweiten '24-Stunden-Blitz-Marathon' am
10./11.10.13" (Stand: 08.11.13) (nicht freigegeben) des Landes Nordrhein-Westfalen zur
Kenntnis.

2. Die Malnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit genief?en fur die IMK
unverdndert sehr hohe Prioritét. Sie sient daher in der erfolgreichen gemeinsamen
landerlibergreifenden Durchfuhrung des "24-Stunden-Blitz-Marathons' einen wichtigen
Beitrag zur Starkung der Verkehrssicherheit.

3. Zur Erreichung der notwendigen Nachhaltigkeit spricht sich die IMK dafur aus, im Jahr
2014 einen weiteren bundesweiten "24-Stunden-Blitz-Marathon" durchzufiihren. Sie
bittet Nordrhein-Westfaen, den Termin mit den anderen beteligten Lé&ndern
abzustimmen und diesen Einsatz zu koordinieren.
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39. Bewdltigung des polizeilichen Einsatzgeschehens be Ful3ballspielen;
Sachstand zur Umsetzung der durch die IMK geforderten Mal3nahmen durch
DFB und DFL (NASS-Bericht)

Beschluss:

1 Die IMK nimmt den Bericht des Vorsitzenden des Nationalen Ausschusses Sport und
Sicherheit "Sachstand zur Umsetzung der durch die IMK geforderten
Sicherheitsmal3nahmen durch DFB und DFL" (Stand: 18.10.13) (nicht freigegeben) zur
Kenntnis.

2. Siesdlt fest, dass DFB und DFL weiterhin intensiv und ernsthaft an der Umsetzung der
geforderten Mal3nahmen arbeiten und dabei Polizei, Vereine und organisierte Fanszene in
diesen Prozess einbinden.

3. DielMK
- hdlt die gewahlten Lésungsansétze weiterhin fir zielfthrend,

- begruf® die Bemihungen, flachendeckende Standards fir  bestimmte
Handlungsfelder zu schaffen und die jeweils beteligten Funktionstrager zu
qualifizieren,

- erachtet dartiber hinaus auch die Umsetzung von Mal3nahmen zur Organisation des
Fanreiseverkehrs gemdl Ziffer 4.2 des Nationalen Konzepts Sport und Sicherheit
(NKSS) ds weiteren bedeutsamen Losungsansatz zur Reduzierung von
Sicherheitsstérungen im Zusammenhang mit Fuf3ballspielen und

- erkennt an, dass die Umsetzung der Forderungen aufgrund der umfangreichen
Arbeiten sowie der zu leistenden Uberzeugungsarbeit bei den Vereinen und den Fans
weitere Zeit in Anspruch nimmt.

4. DielMK begrifd ferner die Fortschreibung des NKSS in Bezug auf die Finanzierung der
Fanprojekte und der Koordinationsstelle Fanprojekte.
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noch TOP 39

5. DielMK bittet

- den Deutschen FuRpall-Bund,

- den Deutschen Stadtetag,

- den Deutschen Olympischen Sportbund,

- die Jugend- und Familienministerkonferenz,

- die Sportministerkonferenz,

- die Verkehrsministerkonferenz,

- das Bundesministerium des Innern und

- das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend

der Fortschreibung des NKSS in Bezug auf die Finanzierung der Fanprojekte und der
K oordinationsstelle-Fanprojekte zuzustimmen und gegebenenfalls auf die Umsetzung in
ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich hinzuwirken.

Protokollnotiz ST:

Der Bericht des Vorsitzenden des Nationalen Ausschusses Sport und Sicherheit vom 18.10.2013 zur Umsetzung
der durch die IMK geforderten Sicherheitsmal3nahmen durch DFB und DFL findet die grundsétzliche fachliche
Zustimmung. Allerdings steht die Zustimmung zur Finanzierung der Fanprojekte (Ziffer 4 des
Beschlussvorschlages) unter dem Vorbehalt der Zustimmung des finanzmittel verwaltenden Ressorts des Landes
Sachsen-Anhalt.

Protokollnotiz TH:

Die Finanzierung der Fanprojekte steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung durch das finanzverwaltende
Ressort des Freistaates Thuringen.
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40. Einrichtung eines |andertbergreifenden Préventionsnetzwerks Salafismus

Beschluss:

1. Die IMK nimmt den mindlichen Bericht des Landes Hessen zum Thema
"Radikalisierungshintergriinde und -verldufe von 23 Syrien-Ausrei senden aus dem Rhein-

Main-Gebiet" zur Kenntnis.

2. Se sellt fest, dass die sadfistische Radikalisierung junger Menschen zwar haufig
erkennbar ist, dass vielfach jedoch eine Handlungsunsicherheit bezliglich geeigneter

Praventions- und I nterventionsmal3hahmen herrscht.

3. Die IMK Dbeauftragt den AK IV unter Beteiligung des AK I,

Radikalisierungshintergrinde und -verlaufe aler bisher aus Deutschland nach Syrien
Ausgereisten zur Verbesserung der Erkenntnislage zu erheben und zu analysieren. Ferner
beauftragt sie den AK 1V unter Beteiligung des AK |1, zur Frihjahrssitzung 2014 einen
Bericht vorzulegen, der die Ansédtze der Lander und des Bundes zur einer gemeinsamen
Rahmenkonzeption zur Implementierung von "Praventionsnetzwerken gegen Salafismus”

in Bund und Landern zusammenfiihrt.

4. Sie beauftragt den AK 1V unter Beteiligung des AK 1, zur Frihjahrssitzung 2014 einen

Sachstandsbericht vorzul egen.

-47 -



	1.	Bericht über den Sachstand im NPD-Verbotsverfahren
	Beschluss:
	2.	Handlungsempfehlungen der Bund-Länder-Kommission Rechtsterrorismus;Bericht der gemeinsamen AG von AK II und AK IV zur weiteren Umsetzung
	3.	Schwerpunkte des 2. PUA-Berichtes und weiteres Verfahren zur Prüfung der Handlungsempfehlungen
	4.	Bericht des BMI zu den Auswirkungen des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 24.04.2013, 1 BvR - 1215/07 (ATDG), auf die Zusammenarbeit und den Austausch von personenbezogenen Daten zwischen der Polizei und dem Verfassungsschutz
	5.	Neuausrichtung des Verfassungsschutzes; Bericht der Arbeitsgruppe "Personal, Aus- und Fortbildung, Akademie für Verfassungsschutz"
	6.	GTAZ - Arbeitsgruppe Deradikalisierung
	-	Aktuelle Konzepte und Materialien, die im Bereich der Islamismusprävention und Deradikalisierung eingesetzt werden
	-	Sachstandsbericht der Lenkungsgruppe der AG Deradikalisierung zur Beratungsstelle "Radikalisierung" beim BAMF

